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(B-DRs. 16/9559)

Sehr verehrte Frau Dr. Bunge,

für den Berufsverband für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psycho-
somatik und Psychotherapie nehmen wir zum § 101 Abs 4, Satz 5
SGB V folgendermaßen Stellung:

Verwundert haben wir festgestellt, dass in der Formulierung des
Gesetzestextes von „Leistungserbringern..., die ausschließlich
Kinder und Jugendliche psychotherapeutisch betreuen“, ge-
sprochen wird und nicht von „Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten“.

Wie dem Bericht des Bundesministeriums für Gesundheit zur Ver-
sorgung mit psychotherapeutischen Leistungen zu entnehmen ist,
hat die Quotenregelung sich bisher „als geeignetes Instrument her-
ausgestellt, um die Niederlassungsmöglichkeiten einer einzelnen
Berufsgruppe innerhalb einer gemeinsamen planungsrechtlichen
Arztgruppe zu schützen“ (S.4). Damit soll „insbesondere verhindert
werden, dass eine Gruppe der psychotherapeutischen Leistungserb-
ringer die andere durch ihre zufällige zahlenmäßige Stärke aus der
vertragsärztlichen Versorgung zurückdrängt“ (S.1)

In der vorgeschlagenen neuen Formulierung des § 101 SGB V wird
als Merkmal einer „Gruppe“ – ergänzend zu der bisherigen Systema-
tik nach Gruppierung der Leistungserbringer (Psychologische Psy-
chotherapeuten und Ärzte) – eine Unterscheidung der psychothera-
peutischen Leistungserbringer von Erwachsenen zu der von Kindern
und Jugendlichen eingeführt.

Bisher wurden Ärzte, die ausschließlich Kinder- und Jugendliche psy-
chotherapeutisch versorgen und keine Fachärzte für Kinder und Ju-
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gendpsychiatrie und -psychotherapie sind, im Rahmen der Ärztequo-
te gezählt.

Mit der neuen Formulierung stellt sich für uns die Frage, ob Ärzte,
die ausschließlich Kinder und Jugendliche psychotherapeutisch be-
handeln, als Ärzte (über die Ärztequote) und auch als Leistungserb-
ringer für Kinder und Jugendliche (über die neue Kinderquote) zuge-
lassen werden könnten, oder ob sie auf eine Zulassung über die ge-
meinsame Quote aller Leistungserbringer für Kinder und Jugendliche
von 10% angewiesen wären. Sollte das der Fall sein, so wäre der
Schutz der Ärzte in dieser Gruppe von Leistungserbringern nicht ge-
währleistet.
Die Gefahr der Verdrängung psychotherapeutisch tätiger Ärzte für
Kinder und Jugendliche durch Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten und Psychologische Psychotherapeuten ist durch deren
zahlenmäßige Überlegenheit genauso gegeben, wie im Erwachse-
nenalter. Angesichts der Zahlenverhältnisse von auf Zulassung war-
tenden Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten und Psycholo-
gischen Psychotherapeuten (die dann nur ausschließlich Kinder und
Jugendliche behandeln können) gegenüber den wenigen ausschließ-
lich Kinder und Jugendliche behandelnden psychotherapeutisch täti-
gen Ärzten hätten Ärzte längerfristig kaum eine Chance auf Zulas-
sung in einer gemeinsamen 10% Quote.

Die Versorgungsvielfalt durch die verschiedenen Gruppen von Leis-
tungserbringern muss aber unbedingt auch für die Behandlung von
Kindern und Jugendlichen erhalten bleiben! Das gilt insbesondere für
den Erhalt psychotherapeutischer ärztlicher Kompetenz, da Kinder
seelisches Empfinden körpernäher erleben als Erwachsene und
schon frühzeitig somatisieren.

Man könnte argumentieren, dass auch für die Behandlung von Kin-
dern und Jugendlichen eine eigene Ärztequote notwendig ist, da
langfristig gewährleistet sein muss, dass für die vertragsärztliche
Versorgung neben Psychotherapeuten auch ausschließlich psycho-
therapeutisch tätige Ärzte für Kinder und Jugendliche zur Verfügung
stehen. Für eine bundesweit flächendeckende Quote ist die Anzahl
der betroffenen Ärzte bisher aber zu klein. Diese beträfe vor allem
Kinderärzte und Allgemeinärzte, die ausschließlich Kinder und Ju-
gendliche psychotherapeutisch behandeln wollen und als Kinderärz-
te oder Allgemeinärzte in einem gesperrten Gebiet nicht mehr zuge-
lassen werden können, was vorwiegend in Städten der Fall sein dürf-
te. Für uns Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie und –
psychotherapie besteht derzeit noch Niederlassungsfreiheit, da die
Mindestanzahl von 1000 Ärzten in der ambulanten Versorgung noch
nicht erreicht ist.
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Dass bisher nur wenige der ca. 800 psychotherapeutisch weiterge-
bildeten Kinderärzte ausschließlich psychotherapeutisch tätig sind, ist
auch der nicht ausreichenden Honorierung der Psychotherapiestun-
den in vielen Regionen zuzuschreiben und kann sich in Zukunft än-
dern.
Nach Rücksprache mit dem Vorsitzenden des Berufsverbandes der
Ärzte für Kinder- und Jugendmedizin sind wir gemeinsam der Auffas-
sung, dass auch für die Zukunft die Niederlassungsmöglichkeiten für
Ärzte, die ausschließlich Kinder und Jugendliche psychotherapeu-
tisch betreuen, geschützt werden müssen und dass eine Zulassung
in der Ärztequote möglich sein muss. Dazu empfehlen wir eine Erhö-
hung der Ärztequote in § 101 SGB V in dem Sinne, dass mindestens
ein Versorgungsanteil in Höhe von 25% der allgemeinen Verhältnis-
zahl den überwiegend oder ausschließlich psychotherapeutisch täti-
gen Ärzten zugesprochen wird.

Wir sehen keine Notwendigkeit dafür, eine gemeinsame Quote für
alle Leistungserbringer für die Behandlung von Kindern und Jugend-
lichen einzuführen. Deren Sinn - außer zusätzlichen Zulassungsmög-
lichkeiten für Psychologische Psychotherapeuten - leuchtet uns bis
heute nicht ein! Die beteiligten Arztgruppen wurden dazu bisher nicht
informiert oder befragt.

Sollte die jetzige neue Formulierung des §101 SGB V aber bestehen
bleiben, so muss für ausschließlich mit Kindern und Jugendlichen
psychotherapeutisch arbeitende Ärzte die Möglichkeit des Zugangs
zur vertragsärztlichen Versorgung sowohl über die Ärztequote als
auch über die für alle Leistungserbringer gemeinsame Kinderquote
gewährleistet sein! Wir bitten dies dann auch eindeutig im Kommen-
tar der derzeitigen Gesetzesformulierung festzulegen, um juristische
Komplikationen für die betroffenen Kolleginnen und Kollegen zu ver-
meiden.

Wir empfehlen vorrangig - unter Erhalt der bisherigen Systematik der
Quotenregelung für die verschiedenen Berufsgruppen der Leistungs-
erbringer – die neue Einführung einer „Quote von 10% für Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten“. Dazu ist unser Formulie-
rungsvorschlag für §101 SGB V, dass „mindestens ein Versorgungs-
anteil in Höhe von 10 Prozent der allgemeinen Verhältniszahl den
Leistungserbringern nach Satz 1, die Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten sind, vorbehalten ist.“

Mit freundlichen Grüßen

Dr. med. Christa Schaff
Vorsitzende des BKJPP
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